
Verhandlungstermin am 27 Oktober 2026, 

9.30 Uhr, in Sachen VI ZR 64/24 (Haftung 

des Betreibers eines sozialen Netzwerks für 

von seinen Nutzern eingestellte 

rechtswidrige Inhalte) 

Der VI. Zivilsenat verhandelt am 27. Oktober 2026 über wechselseitige Revisionen, in denen 

sich die Frage stellt, welche Ansprüche gegen den Betreiber eines sozialen Netzwerks 

Betroffenen zustehen, über die auf der Plattform dieses Netzwerks falsche 

Tatsachenbehauptungen verbreitet werden.  

Die Klägerin ist Politikerin und Bundestagsabgeordnete. Die Beklagte betreibt das soziale 

Netzwerk Facebook. In diesem Netzwerk kursierte ein Meme ("Ausgangs-Meme"), das das 

Bildnis der Klägerin, ihren Vor- und Nachnamen, den Namen ihrer Partei sowie die Äußerung 

enthielt "Integration fängt damit an, dass sie als Deutscher mal türkisch lernen." Diese 

Aussage hat die Klägerin nie getätigt. Das Meme hat sich auf der Plattform der Beklagten 

durch Hochladen ("Uploads") und durch die Funktion "Teilen" verbreitet. Es wurde und wird 

unter unterschiedlichen URLs und in verschiedenen Varianten veröffentlicht. Die Memes sind 

teilweise mit einer "Caption" versehen, das heißt mit einer dem Bild hinzugefügten Über- 

bzw. Unterschrift, mit denen ein Nutzer das Bild kommentieren, sich aber auch davon 

distanzieren kann, beispielsweise indem er es als Falschzitat kennzeichnet. In den von der 

Klägerin aufgezeigten Beispielsfällen enthalten die "Captions" überwiegend Beschimpfungen 

der Klägerin. Memes, die dem Ausgangs-Meme ähnlich sind, lassen sich automatisiert 

auffinden. Die Sinndeutung insbesondere von Memes mit Captions danach, ob sie mit dem 

Ausgangs-Meme sinngleich sind - also ebenfalls den Eindruck vermitteln, die Klägerin habe 

die zitierte Äußerung getätigt - lässt sich nicht in einem rein automatisierten Verfahren 

vornehmen.  

Die Klägerin hat die Beklagte unter Nennung der jeweiligen konkreten Speicherorte (URLs) 

auf das Ausgangs-Meme sowie auf acht weitere sinngleiche Memes hingewiesen und belegt, 

dass es sich bei dem Zitat um ein Falschzitat handelt. Diese Memes hat die Beklagte nach und 

nach entfernt; sie sind nicht (mehr) Gegenstand der Klage.  

Die Klägerin ist der Auffassung, ihr stehe gegen die Beklagte ein Unterlassungsanspruch 

hinsichtlich aller bis zur Rechtskraft des Urteils auf Facebook vorhandenen Memes zu, die 

mit dem Ausgangs-Meme identisch oder sinngleich sind, ohne dass sie der Beklagten die 

URLs dieser Memes mitteilen müsse. Mit der Klage hat sie neben der Unterlassung den 

Ersatz immateriellen Schadens in Höhe von mindestens 10.000 € verlangt. Die Beklagte ist 

der Auffassung, als neutrale Hostingdienste-Anbieterin müsse sie nur konkret bezeichnete 

Beiträge entfernen. Sie sei nicht verpflichtet, ihre Plattform auf weitere 

persönlichkeitsrechtsverletzende Posts zu überprüfen.  

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat das 

Oberlandesgericht die Klage auf Ersatz immateriellen Schadens abgewiesen; die Verurteilung 

zur Unterlassung hat es dagegen bestätigt. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen 

Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf vollständige Klageabweisung weiter. Die 



Klägerin verlangt mit ihrer (Anschluss-)Revision die Wiederherstellung des landgerichtlichen 

Urteils.  

Die Vorinstanzen und die Parteien sind davon ausgegangen, dass sich die rechtliche 

Beurteilung der geltend gemachten Ansprüche nach nationalem Recht, nämlich nach § 1004 

Abs. 1 Satz 2, § 823 Abs. 1 BGB richte. Der VI. Zivilsenat hat die Parteien darauf 

hingewiesen, dass sich die Frage stellt, ob die Klägerin ihre Ansprüche auf Art. 17 und Art. 

82 DSGVO stützen könnte und welche Bedeutung dem Digital Services Act (insbesondere 

Art. 6 Abs. 4 und Art. 8 DSA) in diesem Zusammenhang zukommt. Im Anschluss an die 

mündliche Verhandlung vom 18. Februar 2025 hat er das Verfahren bis zu der Entscheidung 

des Gerichtshofs der Europäischen Union in dem Verfahren C-492/23 ausgesetzt. In diesem 

Verfahren hat der Gerichtshof durch Urteil vom Urteil vom 2. Dezember 2025 entschieden.  

Vorinstanzen:  

Landgericht Frankfurt a.M. - Entscheidung vom 8. April 2022 - 2-03 O 188/21  

Oberlandesgericht Frankfurt a.M. - Entscheidung vom 25. Januar 2024 - 16 U 65/22  

Karlsruhe, den 22. Oktober 2026  

Die maßgeblichen Vorschriften lauten:  

§ 1004 Abs. 1 BGB Beseitigungs- und Unterlassungsanspruch  

1Wird das Eigentum in anderer Weise als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Besitzes 

beeinträchtigt, so kann der Eigentümer von dem Störer die Beseitigung der Beeinträchtigung 

verlangen. 2Sind weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so kann der Eigentümer auf 

Unterlassung klagen.  

§ 823 Abs. 1 BGB Schadensersatzpflicht  

Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Gesundheit, die Freiheit, das 

Eigentum oder ein sonstiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum 

Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.  

Art. 17 DSGVO (Datenschutz-Grundverordnung, Verordnung [EU] 2016/679) Recht auf 

Löschung ("Recht auf Vergessenwerden")  

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie 

betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche 

ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der folgenden 

Gründe zutrifft:  

a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige 

Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.  

b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß 

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an 

einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.  



c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung 

ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die 

betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.  

d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.  

e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen 

Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem 

der Verantwortliche unterliegt.  

f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der 

Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben.  

(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er 

gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der 

verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch 

technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen 

Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die 

Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder 

Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat.  

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist  

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information;  

b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der 

Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 

Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung 

öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde;  

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß 

Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3;  

d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische 

Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, soweit das in 

Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung 

unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder  

e) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.  

Artikel 82 DSGVO Haftung und Recht auf Schadenersatz  

(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen diese Verordnung ein materieller oder 

immaterieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen den 

Verantwortlichen oder gegen den Auftragsverarbeiter.  

(2) 1Jeder an einer Verarbeitung beteiligte Verantwortliche haftet für den Schaden, der durch 

eine nicht dieser Verordnung entsprechende Verarbeitung verursacht wurde. 2Ein 

Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur dann, 

wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus dieser Verordnung 



nicht nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten Anweisungen 

des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen diese Anweisungen gehandelt hat.  

(3) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter wird von der Haftung gemäß Absatz 2 

befreit, wenn er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der 

Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist.  

(4) Ist mehr als ein Verantwortlicher oder mehr als ein Auftragsverarbeiter bzw. sowohl ein 

Verantwortlicher als auch ein Auftragsverarbeiter an derselben Verarbeitung beteiligt und 

sind sie gemäß den Absätzen 2 und 3 für einen durch die Verarbeitung verursachten Schaden 

verantwortlich, so haftet jeder Verantwortliche oder jeder Auftragsverarbeiter für den 

gesamten Schaden, damit ein wirksamer Schadensersatz für die betroffene Person 

sichergestellt ist.  

(5) Hat ein Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter gemäß Absatz 4 vollständigen 

Schadenersatz für den erlittenen Schaden gezahlt, so ist dieser Verantwortliche oder 

Auftragsverarbeiter berechtigt, von den übrigen an derselben Verarbeitung beteiligten für die 

Datenverarbeitung Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern den Teil des Schadenersatzes 

zurückzufordern, der unter den in Absatz 2 festgelegten Bedingungen ihrem Anteil an der 

Verantwortung für den Schaden entspricht.  

(6) Mit Gerichtsverfahren zur Inanspruchnahme des Rechts auf Schadenersatz sind die 

Gerichte zu befassen, die nach den in Artikel 79 Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften des 

Mitgliedstaats zuständig sind.  

Art. 6 DSA (Digital Services Act, Verordnung [EU] 2022/2065) Hosting (Auszug)  

(1) Bei der Durchführung eines Dienstes der Informationsgesellschaft, der in der Speicherung 

der von einem Nutzer bereitgestellten Informationen besteht, haftet der Diensteanbieter nicht 

für die im Auftrag eines Nutzers gespeicherten Informationen, sofern er  

a) keine tatsächliche Kenntnis von einer rechtswidrigen Tätigkeit oder rechtswidrigen 

Inhalten hat und sich in Bezug auf Schadenersatzansprüche auch keiner Tatsachen oder 

Umstände bewusst ist, aus denen eine rechtswidrige Tätigkeit oder rechtswidrige Inhalte 

offensichtlich hervorgeht, oder  

b) sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erlangt, zügig tätig wird, um den Zugang 

zu den rechtswidrigen Inhalten zu sperren oder diese zu entfernen.  

(...)  

(4) Dieser Artikel lässt die Möglichkeit unberührt, dass eine Justiz- oder Verwaltungsbehörde 

nach dem Rechtssystem eines Mitgliedstaats vom Diensteanbieter verlangt, eine 

Zuwiderhandlung abzustellen oder zu verhindern.  

Art. 8 DSA Keine allgemeine Verpflichtung zur Überwachung oder aktiven 

Nachforschung  

Anbietern von Vermittlungsdiensten wird keine allgemeine Verpflichtung auferlegt, die von 

ihnen übermittelten oder gespeicherten Informationen zu überwachen oder aktiv nach 

Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hindeuten.  



 


